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29. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Mutterschutzgesetz 1993 geändert wird
30. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Karenzurlaubsgeldgesetz 1993 geändert wird
31. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1993 geändert wird
32. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Sozialhilfegesetz geändert wird
33. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Rehabilitationsgesetz geändert wird
34. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Pflegegeldgesetz geändert wird

29. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Mutter-
schutzgesetz 1993 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Mutterschutzgesetz 1993, LGBl.

Nr. 104, wird wie folgt geändert:
1. Der Abs. 2 des § 1 hat zu lauten:
„(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Dienstneh-

merinnen, auf die das Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetz 1984, BGBl. Nr. 302, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 64/1997,
das Landesvertragslehrergesetz 1966, BGBl.
Nr. 172, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 61/1997, das Land- und forstwirt-
schaftliche Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz
1985, BGBl. Nr. 296, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 64/1997, oder das Land- 
und forstwirtschaftliche Landesvertragslehrer-
gesetz, BGBl. Nr. 244/1969, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 61/1997, anzu-
wenden ist.“

2. Nach § 1 werden folgende Bestimmungen
als §§ 1a und 1b eingefügt:

„§ 1a
Ermittlung, Beurteilung und Verhütung

von Gefahren, Pflichten des Dienstgebers
(1) Der Dienstgeber hat bei der Beschäfti-

gung von Dienstnehmerinnen über die nach
dem Tiroler Bedienstetenschutzgesetz, LGBl.
Nr. 71/1991, in der jeweils geltenden Fassung
vorgesehenen Pflichten hinaus für Arbeits-
plätze, an denen Frauen beschäftigt werden, all-
fällige Gefahren für die Sicherheit und Gesund-

heit von werdenden und stillenden Müttern und
ihre Auswirkungen auf die Schwangerschaft
oder das Stillen zu ermitteln und zu beurteilen.

(2) Bei der Ermittlung und Beurteilung nach
Abs. 1 sind insbesondere die Art, das Ausmaß
und die Dauer von Einwirkungen auf und von
Belastungen für werdende und stillende Mütter
durch 

a) Stöße, Erschütterungen oder Bewegungen,
b) Bewegen schwerer Lasten von Hand im

Hinblick auf die Auswirkungen für den Rücken-
und Lendenwirbelbereich,

c) Lärm,
d) ionisierende und nicht ionisierende Strah-

lungen,
e) extreme Kälte und Hitze,
f) Bewegungen und Körperhaltungen, gei-

stige und körperliche Ermüdung und sonstige
mit der Tätigkeit der Dienstnehmerin verbun-
dene körperliche Belastungen,

g) biologische Stoffe im Sinne des § 40 Abs. 4
Z. 2 bis 4 des ArbeitnehmerInnenschutzgeset-
zes, BGBl. Nr. 450/1994, zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 47/1997, soweit bekannt
ist, daß diese Stoffe oder die therapeutischen
Maßnahmen, die im Falle einer durch diese
Stoffe hervorgerufenen Schädigung anzuwen-
den sind, die Gesundheit der werdenden Mut-
ter oder des werdenden Kindes gefährden,

h) gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe und
i) folgende Verfahren:
1. die Herstellung von Auramin,
2. Arbeiten, bei denen die Dienstnehmerin
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polyzyklischen aromatischen Kohlenwasser-
stoffen ausgesetzt ist, die im Steinkohlenruß,
Steinkohlenteer, Steinkohlenpech, Steinkoh-
lenrauch oder Steinkohlenstaub vorhanden
sind,

3. Arbeiten, bei denen die Dienstnehmerin
Staub, Rauch oder Nebel beim Rösten oder bei
der elektrolytischen Raffination von Nickel-
matte ausgesetzt ist, und

4. Stärke-Säure-Verfahren bei der Herstel-
lung von Isopropylalkohol 
zu berücksichtigen.

(3) Die Ermittlung und Beurteilung der Ge-
fahren ist den sich ändernden Gegebenheiten
anzupassen. Eine Überprüfung und erforder-
lichenfalls eine Anpassung hat insbesondere 

a) bei der Einführung neuer Arbeitsmittel,
Arbeitsstoffe oder Arbeitsverfahren oder

b) bei neuen Erkenntnissen über den Stand
der Technik und auf dem Gebiet der Arbeits-
gestaltung
zu erfolgen.

(4) Bei der Ermittlung und Beurteilung der
Gefahren und der Festlegung von Maßnahmen
sind erforderlichenfalls Sicherheitsfachkräfte
und Arbeitsmediziner heranzuziehen. Diese
können auch mit der Ermittlung und Beurtei-
lung der Gefahren beauftragt werden.

(5) Der Dienstgeber ist verpflichtet, die Er-
gebnisse der Ermittlung und Beurteilung der
Gefahren sowie die zu ergreifenden Maßnah-
men nach § 1b schriftlich festzuhalten (Sicher-
heits- und Gesundheitsschutzdokumente) und
alle Dienstnehmerinnen oder die Personalver-
tretung und die nach dem Tiroler Bediensteten-
schutzgesetz vorgesehenen Organe über die Er-
gebnisse und Maßnahmen zu unterrichten.

§ 1b
Maßnahmen 

bei Gefährdung
(1) Ergibt die Beurteilung nach § 1a Gefah-

ren für die Sicherheit und Gesundheit von wer-
denden und stillenden Müttern oder mögliche
nachteilige Auswirkungen auf die Schwanger-
schaft oder das Stillen, so hat der Dienstgeber
diese Gefahren und Auswirkungen durch eine
Änderung der Beschäftigung auszuschließen.

(2) Ist eine Änderung der Arbeitsbedingun-
gen aus objektiven Gründen nicht möglich oder
dem Dienstgeber oder der Dienstnehmerin nicht
zumutbar, so ist die Dienstnehmerin auf einem
anderen Arbeitsplatz zu beschäftigen. Besteht
kein geeigneter Arbeitsplatz, so ist die Dienst-
nehmerin vom Dienst freizustellen.“

3. Im § 2 wird folgende Bestimmung als

Abs. 5 angefügt:
„(5) Ist die werdende Mutter durch notwen-

dige schwangerschaftsbedingte Vorsorgeunter-
suchungen, die außerhalb der Dienstzeit nicht
möglich oder nicht zumutbar sind, an der
Dienstleistung verhindert, so hat sie Anspruch
auf Fortzahlung des Entgeltes.“

4. Der Abs. 1 des § 3 hat zu lauten:
„(1) Werdende Mütter dürfen keinesfalls mit

schweren körperlichen Arbeiten oder mit Ar-
beiten oder in Arbeitsverfahren beschäftigt
werden, die nach der Art des Arbeitsvorganges
oder der verwendeten Arbeitsstoffe oder Ar-
beitsgeräte für sie oder für das werdende Kind
schädlich sind.“

5. Im Abs. 2 des § 3 wird in der lit. i der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende
Bestimmung als lit. j angefügt:

„j) Arbeiten mit biologischen Stoffen im
Sinne des § 40 Abs. 4 Z. 2 bis 4 des Arbeit-
nehmerInnenschutzgesetzes, soweit bekannt
ist, daß diese Stoffe oder die therapeutischen
Maßnahmen, die im Falle einer durch diese
Stoffe hervorgerufenen Schädigung anzuwen-
den sind, die Gesundheit der werdenden Mutter
oder des werdenden Kindes gefährden.“

6. Nach § 3 wird folgende Bestimmung als
§ 3a eingefügt:

„§ 3a
Beschäftigungsverbote 

für stillende Mütter
(1) Stillende Mütter haben bei Wiederantritt

des Dienstes dem Dienstgeber Mitteilung zu
machen, daß sie stillen und auf Verlangen des
Dienstgebers eine Bestätigung eines Arztes
oder einer Mutterberatungsstelle vorzulegen.

(2) Stillende Mütter dürfen keinesfalls mit
Arbeiten oder in Arbeitsverfahren nach § 3
Abs. 2 lit. a, c, d und h beschäftigt werden.

(3) Die Dienstnehmerin hat dem Dienstge-
ber mitzuteilen, wenn sie nicht mehr stillt.“

7. Nach § 7 wird folgende Bestimmung als
§ 7a eingefügt:

„§ 7a
Ruhemöglichkeit für werdende 

und stillende Mütter
Werdenden und stillenden Müttern, die in Ar-

beitsstätten oder auf Baustellen beschäftigt
sind, ist es zu ermöglichen, sich unter geeigne-
ten Bedingungen hinzulegen und auszuruhen.“

8. Im § 10 wird im Klammerausdruck das Zi-
tat „zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
Nr. 19/1993“ durch das Zitat „zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 78/1997“ ersetzt.

9. Nach § 11 wird folgende Bestimmung als
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§ 11a eingefügt:
„§ 11a

In gerichtlichen Verfahren nach den §§ 11
und 13c Abs. 7 ist die Dienstnehmerin Partei.“

10. Im Abs. 1 des § 12 wird im ersten Satz
das Zitat „der Vorschriften des § 3, des § 4 Abs. 3
oder des § 5“ durch das Zitat „der Regelungen
nach den §§ 1b, 3, 3a, 4 Abs. 3 oder nach § 5“
ersetzt.

11. Im Abs. 2 des § 13 wird im ersten Satz
das Zitat „zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 12/1993“ durch das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 798/1996“
ersetzt.

12. Im Abs. 5 des § 13 wird im ersten Satz
das Zitat „§§ 9 und 11 sowie die Abs. 1 bis 4“
durch das Zitat „§§ 9, 10 und 11 sowie die Abs. 1
bis 4“ ersetzt.

13. Im Abs. 6 des § 13c wird im zweiten Satz
die Wortfolge „während des zweiten Lebens-
jahres des Kindes“ aufgehoben.

14. Nach § 13d wird folgende Überschrift
eingefügt:

„Sonderbestimmungen für öffentlich-
rechtliche Bedienstete“

15. § 13e hat zu lauten:

„§ 13e
§ 1b Abs. 1 und 2 erster Satz ist auf Bedien-

stete, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis nach § 1 Abs. 1 stehen, mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß die Bedienstete an einem
ihrer bisherigen dienstrechtlichen Stellung zu-
mindest entsprechenden Arbeitsplatz zu ver-
wenden ist.“

16. Nach § 13e wird folgende Bestimmung
als § 13f eingefügt:

„§ 13f
(1) § 13c Abs. 1, 7 und 11 zweiter Satz ist auf

Bedienstete, die in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1 stehen, nicht
anzuwenden. Die übrigen Bestimmungen des
§ 13c sind auf diese Bediensteten mit folgen-
den Abweichungen anzuwenden:

a) Eine Teilzeitbeschäftigung ist nur im Aus-
maß einer Herabsetzung bis auf die Hälfte der
für eine Vollbeschäftigung erforderlichen re-
gelmäßigen Wochendienstzeit zulässig.

b) Das Ausmaß der Herabsetzung ist so fest-
zulegen, daß die verbleibende regelmäßige Wo-
chendienstzeit ein ganzzahliges Stundenaus-
maß ergibt. Die verbleibende regelmäßige Wo-
chendienstzeit darf nicht unter der Hälfte der
für eine Vollbeschäftigung erforderlichen re-

gelmäßigen Wochendienstzeit und sie muß 
unter der für eine Vollbeschäftigung erforderli-
chen regelmäßigen Wochendienstzeit liegen.

c) Eine Teilzeitbeschäftigung darf von der
Dienstbehörde nur dann abgelehnt werden,
wenn die Bedienstete infolge der Teilzeitbe-
schäftigung aus wichtigen dienstlichen Grün-
den weder im Rahmen ihrer bisherigen Ver-
wendung noch in einer anderen ihrer dienst-
rechtlichen Stellung zumindest entsprechenden
Verwendung eingesetzt werden könnte.

d) Die Bestimmungen über den Kündigungs-
und Entlassungsschutz gelten auch während
eines Rechtsmittelverfahrens betreffend die
Ablehnung der Teilzeitbeschäftigung.

e) Bei der stundenmäßigen Festlegung der
Zeiträume, in denen die Bedienstete Dienst zu
versehen hat, ist auf die persönlichen Verhält-
nisse der Bediensteten, insbesondere auf die
Gründe, die zur Teilzeitbeschäftigung geführt
haben, so weit Rücksicht zu nehmen, als nicht
wichtige dienstliche Interessen entgegenstehen.

f) Die Dienstbehörde kann auf Antrag der Be-
diensteten die vorzeitige Beendigung der Teil-
zeitbeschäftigung verfügen, wenn

1. der Grund für die Teilzeitbeschäftigung
weggefallen ist und

2. keine wichtigen dienstlichen Interessen
entgegenstehen.

(2) Lassen die besonderen Umstände des
Dienstes bei Bediensteten, die in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1
Abs. 1 stehen, die genaue Einhaltung eines
ganzzahligen Stundenausmaßes nicht zu, so ist
dieses insoweit zu überschreiten, als es not-
wendig ist, um seine Unterschreitung zu ver-
meiden.

(3) Eine Bedienstete, die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1
steht, kann über die für sie maßgebende Wo-
chendienstzeit hinaus zur Dienstleistung nur
herangezogen werden, wenn die Dienstleistung
zur Vermeidung eines Schadens unverzüglich
notwendig ist und ein anderer geeigneter Be-
diensteter, dessen Wochendienstzeit nicht he-
rabgesetzt ist, nicht zur Verfügung steht. Die
Zeit einer solchen zusätzlichen Dienstleistung
ist entweder durch Freizeit auszugleichen oder
nach den für Landesbedienstete geltenden be-
soldungsrechtlichen Vorschriften abzugelten.“

Artikel II
(1) Auf Dienststellen nach dem Tiroler Be-

dienstetenschutzgesetz sind die §§ 1a und 1b in
der Fassung des Art. I Z. 2 dieses Gesetzes erst
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nach dem Inkrafttreten entsprechender Rege-
lungen über die Ermittlung und Beurteilung von
Gefahren im Tiroler Bedienstetenschutzgesetz
anzuwenden.

(2) In Arbeitsstätten, die vor dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes errichtet wurden, sind
Ruhemöglichkeiten im Sinne des § 7a, soweit
sie noch nicht vorhanden sind, bis längstens

1. Oktober 1998 einzurichten.

Artikel III
(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im Abs. 2

nichts anderes bestimmt ist, mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft.

(2) Art. I Z. 16 tritt mit 1. März 1998 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

30. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Karenz-
urlaubsgeldgesetz 1993 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Karenzurlaubsgeldgesetz 1993,

LGBl. Nr. 106, in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 47/1996 wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 3 des § 1 hat zu lauten:
„(3) Dieses Gesetz gilt nicht für Dienstneh-

mer, auf die das Landeslehrer-Dienstrechtsge-
setz 1984, BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 64/1997, das
Landesvertragslehrergesetz 1966, BGBl. Nr.
172, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 61/1997, das Land- und forstwirtschaftliche
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1985, BGBl.
Nr. 296, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 64/1997, oder das Land- und forst-
wirtschaftliche Landesvertragslehrergesetz,
BGBl. Nr. 244/1969, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 61/1997, anzuwenden ist.“

2. § 7 hat zu lauten:
„§ 7

(1) Die nach diesem Gesetz anspruchsbe-
rechtigte Mutter hat alle Tatsachen, die für den
Anspruch, das Ausmaß und den Entfall des Ka-
renzurlaubsgeldes von Bedeutung sind, binnen
einem Monat nach Eintritt der Tatsache, wenn
sie aber nachweist, daß sie von dieser Tatsache
erst später Kenntnis erlangt hat, binnen einem
Monat nach Kenntnis ihrer (letzten) Dienstbe-
hörde zu melden.

(2) Hat die anspruchsberechtigte Mutter die
Meldung nach Abs. 1 rechtzeitig erstattet, so ge-
bührt das Karenzurlaubsgeld ab dem Tag, an
dem die Voraussetzungen für den Anspruch ein-
treten.

(3) Hat die anspruchsberechtigte Mutter die
Meldung nach Abs. 1 nicht rechtzeitig erstat-
tet, so gebührt das Karenzurlaubsgeld erst von
dem der Meldung nächstfolgenden Monats-
ersten an.

(4) Zu Unrecht empfangene Leistungen
(Übergenüsse) sind, soweit sie nicht im guten
Glauben empfangen worden sind, zu ersetzen.

(5) Der Anspruch auf Leistungen nach die-
sem Gesetz verjährt, wenn er nicht innerhalb
von drei Jahren nach seiner Entstehung geltend
gemacht wird.

(6) Das Recht auf Rückforderung zu Unrecht
erbrachter Leistungen verjährt nach drei Jahren
ab ihrer Entrichtung.

(7) Was trotz Verjährung geleistet worden ist,
kann nicht zurückgefordert werden.

(8) Die Bestimmungen des bürgerlichen
Rechtes über die Hemmung und die Unter-
brechung der Verjährung sind mit der Maßgabe
anzuwenden, daß die Geltendmachung eines
Anspruches im Verwaltungsverfahren einer
Klage gleichzuhalten ist.“

3. Im Abs. 3 des § 8 hat die lit. b zu lauten:
„b) der Ehegatte des betreffenden Elterntei-

les über eigene Einkünfte im Sinne des § 2
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988,
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BGBl. Nr. 400, zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. Nr. 798/1996, verfügt, die innerhalb
eines Monats 32 v. H. des Gehaltes eines Lan-
desbeamten der Allgemeinen Verwaltung der
Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, einschließlich
allfälliger Teuerungszulagen übersteigen, oder“

4. Der Abs. 8 des § 8 hat zu lauten:
„(8) Verfügt der anspruchsberechtigte Eltern-

teil über eigene Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3
des Einkommensteuergesetzes 1988, so vermin-
dert sich das Sonderkarenzurlaubsgeld um jenen

Teil dieser Einkünfte, der 10 v. H. des Gehaltes
eines Landesbeamten der Allgemeinen Verwal-
tung der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, ein-
schließlich allfälliger Teuerungszulagen über-
steigt.“

Artikel II
(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im Abs. 2

nichts anderes bestimmt ist, mit 1. März 1998
in Kraft.

(2) Art. I Z. 1 tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

31. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Eltern-
Karenzurlaubsgesetz 1993 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz

1993, LGBl. Nr. 105, wird wie folgt geändert:
1. Der Abs. 2 des § 1 hat zu lauten:
„(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Dienstneh-

mer, auf die das Landeslehrer-Dienstrechtsge-
setz 1984, BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 64/1997, das Landesver-
tragslehrergesetz 1966, BGBl. Nr. 172, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 61/1997,
das Land- und forstwirtschaftliche Landesleh-
rer-Dienstrechtsgesetz 1985, BGBl. Nr. 296, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr.
64/1997, oder das Land- und forstwirtschaft-
liche Landesvertragslehrergesetz, BGBl. Nr.
244/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 61/1997, anzuwenden ist.“

2. Im Abs. 2 des § 3 wird das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 834/1992“
durch das Zitat „zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. I Nr. 47/1997“ ersetzt.

3. Im Abs. 3 des § 6 wird im Klammeraus-
druck das Zitat „zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. Nr. 19/1993“ durch das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 78/1997“
ersetzt.

4. Im § 7 wird das Zitat „§ 9 Abs. 3, § 11, § 13
Abs. 2 und 3 und § 14 des Tiroler Mutter-
schutzgesetzes 1993“ durch das Zitat „§ 9 Abs. 3,
§ 11, §11a, § 13 Abs. 2 und 3 und § 14 des Tiro-
ler Mutterschutzgesetzes 1993“ ersetzt.

5. Im Abs. 9 des § 8 wird das Zitat „zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 12/1993“
durch das Zitat „zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. Nr. 798/1996“ ersetzt.

6. § 10 hat zu lauten:

„§10
Sonderbestimmungen 

für öffentlich-rechtliche Bedienstete
(1) § 8 Abs. 1, 7 und 11 dritter Satz ist auf

Bedienstete, die in einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1 stehen, nicht
anzuwenden. Die übrigen Bestimmungen des
§ 8 sind auf diese Bediensteten mit folgenden
Abweichungen anzuwenden:

a) Eine Teilzeitbeschäftigung ist nur im Aus-
maß einer Herabsetzung bis auf die Hälfte der
für eine Vollbeschäftigung erforderlichen regel-
mäßigen Wochendienstzeit zulässig.

b) Das Ausmaß der Herabsetzung ist so fest-
zulegen, daß die verbleibende regelmäßige
Wochendienstzeit ein ganzzahliges Stunden-
ausmaß ergibt. Die verbleibende regelmäßige
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Wochendienstzeit darf nicht unter der Hälfte der
für eine Vollbeschäftigung erforderlichen regel-
mäßigen Wochendienstzeit und sie muß unter
der für eine Vollbeschäftigung erforderlichen
regelmäßigen Wochendienstzeit liegen.

c) Eine Teilzeitbeschäftigung darf von der
Dienstbehörde nur dann abgelehnt werden,
wenn der Bedienstete infolge der Teilzeitbe-
schäftigung aus wichtigen dienstlichen Grün-
den weder im Rahmen seiner bisherigen Ver-
wendung noch in einer anderen seiner dienst-
rechtlichen Stellung zumindest entsprechenden
Verwendung eingesetzt werden könnte.

d) Die Bestimmungen über den Kündigungs-
und Entlassungsschutz gelten auch während
eines Rechtsmittelverfahrens betreffend die
Ablehnung der Teilzeitbeschäftigung.

e) Bei der stundenmäßigen Festlegung der
Zeiträume, in denen der Bedienstete Dienst zu
versehen hat, ist auf die persönlichen Verhält-
nisse des Bediensteten, insbesondere auf die
Gründe, die zur Teilzeitbeschäftigung geführt
haben, so weit Rücksicht zu nehmen, als nicht
wichtige dienstliche Interessen entgegenstehen.

f) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des
Bediensteten die vorzeitige Beendigung der
Teilzeitbeschäftigung verfügen, wenn

1. der Grund für die Teilzeitbeschäftigung
weggefallen ist und

2. keine wichtigen dienstlichen Interessen
entgegenstehen.

(2) Lassen die besonderen Umstände des
Dienstes bei Bediensteten, die in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1
Abs. 1 stehen, die genaue Einhaltung eines
ganzzahligen Stundenausmaßes nicht zu, so ist
dieses insoweit zu überschreiten, als es not-
wendig ist, um seine Unterschreitung zu ver-
meiden.

(3) Ein Bediensteter, der in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis nach § 1 Abs. 1
steht, kann über die für ihn maßgebende Wo-
chendienstzeit hinaus zur Dienstleistung nur
herangezogen werden, wenn die Dienstleistung
zur Vermeidung eines Schadens unverzüglich
notwendig ist und ein anderer geeigneter Be-
diensteter, dessen Wochendienstzeit nicht he-
rabgesetzt ist, nicht zur Verfügung steht. Die
Zeit einer solchen zusätzlichen Dienstleistung
ist entweder durch Freizeit auszugleichen oder
nach den für Landesbedienstete geltenden be-
soldungsrechtlichen Vorschriften abzugelten.“

Artikel II
(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im Abs. 2

nichts anderes bestimmt ist, mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft.

(2) Art. I Z. 6 tritt mit 1. März 1998 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

32. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Sozialhilfe-
gesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Sozialhilfegesetz, LGBl. Nr.

105/1973, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 11/1996, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 2 des § 13 wird im ersten Satz die
Wortfolge „auf Grund von Verpflichtungen
nach den durch dieses Gesetz außer Kraft ge-
setzten fürsorgerechtlichen Bestimmungen und
als Rechtsnachfolger der Bezirksfürsorgever-
bände“ aufgehoben.

2. Die Abs. 3 und 4 des § 13 haben zu lauten:
„(3) Das Land hat unbeschadet der Bestim-

mungen des Abs. 4 die Kosten der Sozialhilfe,
die nicht durch Leistungen auf Grund der §§ 8,
9, 11 und 24, der Vorschriften im Sinne des § 22
oder durch sonstige für Zwecke der Sozialhilfe
oder der öffentlichen Fürsorge bestimmte Zu-
flüsse gedeckt sind, zu tragen.

(4) Die Gemeinden haben die Kosten der Er-
richtung, der Erweiterung, der Generalsanie-
rung und des Umbaues ihrer Pflege-, Wohn-
oder Altenheime, Anstalten oder gleichartigen
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Einrichtungen, die Kosten der Förderung sol-
cher Einrichtungen sowie die Kosten ihrer För-
derungstätigkeit nach § 18 Abs. 2 selbst zu tra-
gen. Die Gemeinden haben weiters dem Land
jährlich 35 v. H. der gemäß Abs. 3 zu tragenden
Kosten zu ersetzen, wobei dieser Betrag von der
Landesregierung auf die Gemeinden aufzutei-
len ist. Hiezu sind zunächst die auf die einzel-
nen politischen Bezirke entfallenden Kosten zu
ermitteln. Der Beitrag der einzelnen Gemeinden
eines politischen Bezirkes ist sodann von der
Landesregierung nach der Finanzkraft festzu-
setzen. Diese wird für jede Gemeinde ermittelt
durch die Bildung der Summe aus

a) dem Aufkommen an Grundsteuer von den
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben unter
Zugrundelegung eines Hebesatzes von 360 v. H.,

b) dem Aufkommen an Grundsteuer von den
Grundstücken unter Zugrundelegung eines
Hebesatzes von 360 v. H.,

c) 39 v. H. der Erträge an Kommunalsteuer
und Lohnsummensteuer,

d) dem Aufkommen an Abgabenertragsan-
teilen,

e) der Hälfte des Aufkommens an Getränke-
und Speiseeissteuer

jeweils des zweitvorangegangenen Jahres,
wobei die aus der Addition der Beträge nach
lit. a bis e sich ergebende Summe (Finanzkraft)
auf volle hundert Schilling auf- bzw. abzurun-
den ist.“

Artikel II
(1) Art. I Z. 1 tritt mit dem Ablauf des Tages

der Kundmachung in Kraft.
(2) § 13 Abs. 3 und 4 in der Fassung des 

Art. I Z. 2 tritt mit 1. Jänner 1998 in Kraft und
mit dem Ablauf des 31. Dezember 2000 außer
Kraft. Nach diesem Zeitpunkt tritt § 13 Abs. 3
und 4 in der vor dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes geltenden Fassung wieder in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Prock

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

33. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Rehabili-
tationsgesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Rehabilitationsgesetz, LGBl. Nr.

58/1983, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBl. Nr. 13/1996, wird wie folgt geändert:

Im Abs. 2 des § 26 hat der erste Satz zu lauten:
„Die Gemeinden haben dem Land jährlich

einen Beitrag von 35 v. H. zu den vom Land zu

tragenden Kosten zu leisten.“

Artikel II
§ 26 Abs. 2 erster Satz in der Fassung des Art.

I tritt mit 1. Jänner 1998 in Kraft und mit dem
Ablauf des 31. Dezember 2000 außer Kraft.
Nach diesem Zeitpunkt tritt § 26 Abs. 2 erster
Satz in der vor dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes geltenden Fassung wieder in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Prock

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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34. Gesetz vom 11. Dezember 1997, mit dem das Tiroler Pflegegeld-
gesetz geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:
Das Tiroler Pflegegeldgesetz, LGBl. Nr.

8/1997, wird wie folgt geändert:
1. § 25 hat zu lauten:

„§ 25
Kostentragung

(1) Pflegegeldträger ist das Land Tirol.
(2) Die Kosten des Pflegegeldes sind zu-

nächst vom Land Tirol zu tragen. Die Gemein-
den haben dem Land Tirol jährlich einen Bei-
trag in der Höhe von 35 v. H. der Kosten des
Pflegegeldes, die nicht nach den §§ 26 und 27

gedeckt sind, zu leisten.
(3) Für die Aufteilung der von den Gemein-

den nach Abs. 2 zu tragenden Kosten auf die ein-
zelnen Gemeinden nach Maßgabe ihrer Finanz-
kraft, die Fälligkeit der Zahlung und die Lei-
stung von Vorschüssen gilt § 13 Abs. 4 und 5
des Tiroler Sozialhilfegesetzes, LGBl. Nr. 105/
1973, in der jeweils geltenden Fassung.“

2. Der Abs. 2 des § 32 hat zu lauten:
„(2) Die Abs. 2 und 3 des § 25 treten mit

1. Jänner 1998 in Kraft und mit dem Ablauf des
31. Dezember 2000 außer Kraft.“

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Prock

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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